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1.  Einleitung 
Das deutsche Steuerrecht gewährt den Landwirten durch die Abgrenzung der Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft von den übrigen sechs Einkunftsarten steuerliche Vergünstigungen. 
Als Abgrenzungskriterium zwischen landwirtschaftlicher und gewerblicher Tierhaltung dient 
das Verhältnis aus der auf der selbstbewirtschafteten Fläche produzierbaren Futtermenge und 
dem Futterbedarf des Tierbestandes. Gemessen wird der zulässige Viehbestand in Vieheinhei-
ten pro ha. Zudem dient der Vieheinheitenschlüssel als Bewertungsmaßstab für die Zurech-
nungen beim Einheitswert (§ 41 Abs 1 BEWG). Der Vieheinheitenschlüssel gibt die Tierarten 
nach ihrem Futterenergiebedarf in Relation zu einer Milchkuh des Jahres 1964 wieder (ENGEL 
1998: 85). Divergierende Leistungs- und Produktivitätssteigerungen seit den 1960er Jahren 
führen jedoch zu stärker werdenden Verzerrungen in diesem Schlüssel, was zu Kritik an dem 
bestehenden VE-Schlüssel  führt (WRANKMORE  2010:  133). Die  große  Tragweite des  VE-
Schlüssels im Steuerrecht legt eine Bestandsaufnahme der Auswirkungen des Übergangs von 
landwirtschaftlicher zu gewerblicher Tierhaltung und deren Quantifizierung anhand von Bei-
spielrechnungen nahe. 
Um die Bedeutung des Vieheinheitenschlüssels im Steuerrecht zu beleuchten und die Konse-
quenzen der gewerblichen Tierhaltung zu veranschaulichen, werden zu Beginn dieses Beitra-
ges die Veränderungen des Vieheinheitenschlüssels im Zeitverlauf gezeigt, die sich bei Be-
rücksichtigung aktueller Futterbedarfswerte ergeben. Weiterhin werden Parallelen zu der Be-
steuerung der Landwirtschaft in ausgewählten Ländern gezogen. Im Anschluss folgen eine 
Darstellung  der  Unterschiede  zwischen  landwirtschaftlicher  und  gewerblicher  Tierhaltung, 
eine Analyse der Anpassungsmöglichkeiten der Landwirte zur Optimierung ihrer steuerlichen 
Einordnung sowie eine Illustration der Konsequenzen des Wechsels von landwirtschaftlicher 
zu gewerblicher Tierhaltung anhand von Beispielrechnungen. 
2.  Abgrenzung von landwirtschaftlicher und gewerblicher 
Tierhaltung 
2.1  Entstehung der Abgrenzungsvorschriften 
Die Abgrenzung zwischen landwirtschaftlicher und gewerblicher Tierhaltung ist in der be-
sonderen Begünstigung der Land- und Forstwirtschaft im deutschen Steuerrecht begründet. 
§ 13 EINKOMMENSTEUERGESETZ (ESTG) legt fest, dass ein Betrieb Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft erzielt, wenn er Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe von Naturkräften ge-
winnt sowie die in Kapitel 2.3 aufgeführte VE-Staffel nicht überschreitet. Die Begünstigun- 
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gen sind vor allem im Bereich der Einkommensteuer, der Umsatzsteuer, aber auch der steuer-
lichen Bewertung (z.B. Einheitswert) zu finden. Bezug wird in den meisten Steuergesetzen 
auf das Bewertungsgesetz genommen, weil in diesem erstmals der VE-Schlüssel Anwendung 
fand. Bevor das Bewertungsgesetz in Kraft trat, wurde die landwirtschaftliche Tierproduktion 
von der gewerblichen Tierproduktion durch einen Ländererlass von 1964 abgegrenzt. Dieser 
legte fest, dass die wesentliche Futtergrundlage für den Tierbestand von der selbstbewirt-
schafteten Fläche erzeugt werden muss. Der Erlass ging auf ein Urteil des Bundesfinanzhofs 
von 1955 zurück (ENGEL 1998: 85). 
2.2  Entstehung der Vieheinheit 
Unterschiedliche Tierarten weisen einen spezifischen Futterbedarf pro Tier auf. Mit dem Ziel, 
den Futterbedarf der Tierarten mit Hilfe eines gemeinsamen Parameters auszudrücken, wurde 
daher in dem oben erwähnten Ländererlass von 1964 die Vieheinheit (VE) etabliert. Der VE-
Schlüssel  gibt  die  Futterbedarfsrelationen  der  einzelnen  Tierarten  mit  dem  Referenztier 
Milchkuh wieder. Einer VE wird ein Futterverbrauch von etwa 20 GE/Jahr unterstellt und die 
durchschnittliche Futtererzeugung auf 40 GE/ha festgesetzt. Der Ländererlass lässt weiterhin 
einen Futterzukauf in Höhe der selbst erzeugten Futtermenge zu. Demzufolge ist eine Futter-
grundlage von insgesamt 80 GE/ha zulässig, woraus ein maximaler Viehbesatz von 4 VE/ha 
resultiert. Kleinere Betriebe bekamen durch eine VE-Staffel die Möglichkeit, höhere Viehbe-
sätze zu halten. Der Gesetzgeber veränderte die Staffelung mehrfach, jedoch immer mit dem 
Hintergedanken, den Betrieben ohne ausreichende Futtergrundlage die steuerlichen und sons-
tigen Vergünstigungen landwirtschaftlicher  Betriebe zu  verwehren  (ENGEL  1998: 86). Die 
vom Gesetzgeber mit der Unterscheidung von gewerblicher und landwirtschaftlicher Tierhal-
tung verfolgten Ziele fasst MILCH (1985: 193) wie folgt zusammen: 
  Bewahrung der Produktionsgrundlage für möglichst viele selbständige landwirtschaft-
liche Betriebe;  
  Behinderung umweltgefährdender Konzentrationen in der Tierhaltung; 
  Ermöglichung ausreichender Bestandsgrößen zur Sicherung von Einkommensansprü-
chen  und  zur  Bewahrung  der  internationalen  Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen 
Tierhaltung. 
Um diese Ziele zu erreichen, wurde folgende VE-Staffelung im BEWERTUNGSGESETZ (BEWG) 
aufgestellt (ENGEL 1998: 102 ff.): 
  bis 10 ha Betriebsgröße  6 VE/ha  
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  für die nächsten 10 ha  5 VE/ha 
  bei 20 bis 27,5 ha    max. 110 VE je Betrieb 
  bei über 27,5 ha    4 VE/ha 
Diese VE-Staffel lässt für kleinere Betriebe eine intensivere Nutzung zu. Dies führte in den 
letzten Dekaden vor dem Hintergrund einer angespannten Situation am Pachtmarkt vermehrt 
zu Betriebsteilungen, um Viehbesatzaufstockungen realisieren zu können (BROSTHAUS 2009: 
38). 
Grundsätzlich stand der VE-Schlüssel jedoch von Beginn an in der Kritik, weil ausschließlich 
der Futterbedarf von Schweinen und Geflügel in Relation zur Milchkuh herangezogen wurde. 
Für die übrigen Tierarten stellt die Großvieheinheit (GVE), welche 500 kg Lebendmasse ent-
spricht, die Bewertungsgröße dar. Der GVE-Schlüssel wurde aus Tabelle 162 des STATISTI-
SCHEN JAHRBUCHES ÜBER ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 1963 (BML 1963) 
entnommen. Die Koeffizienten des VE-Schlüssels gemäß Anlage 1 BEWG legte der Ernäh-
rungsausschuss des Bundestages fest (ENGEL 1998: 102). 
2.3  Der Vieheinheitenschlüssel im aktuellen Steuerrecht 
Aus Fortschritten in der Stallhaltungs- und Fütterungstechnik sowie der Zucht resultierten 
weitere Verzerrungen des VE-Schlüssels. Im Jahr 1985 wurde der geltende VE-Schlüssel da-
hingehend überprüft, inwieweit die VE-Staffel einer dem Grundsatz der bäuerlichen Fami-
lienbetriebe  entsprechenden  Landwirtschaft Rechnung trägt. Die  Bundesregierung sah den 
VE-Schlüssel zwar zu diesem Zeitpunkt bereits als überholt an; sie nahm jedoch keine Ände-
rung vor, um die sogenannte Massentierhaltung nicht zu fördern und keine weiteren Produkti-
onsanreize zu geben. Weiterhin hätte mit der Änderung des Schlüssels gemäß § 51 Abs. 4 
Satz 2 BEWG mit der Änderung der Anlagen 1 und 2, welche den VE-Schlüssel beinhalten, 
eine neue Hauptfeststellung einhergehen müssen. Die VE findet bei der Einheitsbewertung 
durch die Zurechnungen für vom Durchschnitt abweichende Viehhaltung Berücksichtigung. 
Nach § 21 BEWG ist die Hauptfeststellung der Einheitswerte alle 6 Jahre durchzuführen; die-
ser Paragraph wurde jedoch durch den § 2 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgeset-
zes vom 22. Juli 1970 aufgehoben. Ursächlich für die Verschiebung ist der mit der Hauptfest-
stellung verbundene hohe finanzielle Aufwand (ENGEL 1998: 100 f.). 
Der  VE-Schlüssel  nach  Abschnitt  Einkommensteuerrichtlinie  R  13.2  kann  dagegen  durch 
Erlasse der obersten  Finanzdirektion ergänzt  werden. Dabei  wurden in  der Vergangenheit 
Unterteilungen  und  Ergänzungen  vorgenommen.  Die  Tierarten  wurden  in  zusätzliche  Ge- 
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wichts- und Altersklassen gegliedert, weil im Laufe der Zeit die Spezialisierung der landwirt-
schaftlichen Betriebe immer mehr zugenommen hat und die Tiere oft nicht mehr von der Ge-
burt bis zum Schlachten auf demselben Betrieb verbleiben. Zusätzlich wurden Ergänzungen 
vorgenommen, weil beispielsweise die wachsende Nachfrage nach fettarmem Fleisch dazu 
führte, dass andere Tierarten wie Damwild und Kaninchen sich in der landwirtschaftlichen 
Produktion etablierten. Die Relationen zwischen den Tierarten dürfen von den Ergänzungen 
jedoch nicht beeinflusst werden (ENGEL 1998: 102 ff.). 
Seit dem Wirtschaftsjahr (WJ) 1998/99 gilt folgende Staffelung für den Viehbesatz auf land-
wirtschaftlichen Betrieben (§ 51 Abs. 1a BEWG): 
  für die ersten 20 ha    max.  10 VE/ha 
  für die nächsten 10 ha  max.  7 VE/ha 
  für die nächsten 20 ha  max.  6 VE/ha 
  für die nächsten 50 ha  max.  3 VE/ha 
  für Fläche > 100 ha     max.  1,5 VE/ha  
Um die Degression zu verdeutlichen, ist diese Staffelung in Abbildung 1 nochmals durch 
senkrechte Linien hervorgehoben.  































Quelle: Eigene Darstellung gemäß § 51 Abs. 1a BEWG  
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In der Anlage 2 BEWG sind die flächenabhängigeren Tierzweige sowie die weniger flächen-
abhängigen Tierzweigen getrennt voneinander aufgeführt (siehe Tabelle 7 im Anhang). Bei 
Überschreitung der VE-Staffel werden zuerst die flächenunabhängigeren Tierzweige gewerb-
lich. Hält ein Betrieb mehrere Tierzweige, die ausschließlich entweder zu den flächenabhän-
gigen oder zu den weniger flächenunabhängigen Tierzweigen gehören, so ist bei Überschrei-
ten der VE-Staffel der Tierzweig mit dem größeren VE-Umfang zuerst gewerblich. Weiterhin 
kann  nach  § 51  Abs.  3  BEWG  zwischen  Zugvieh,  Zuchtvieh,  Mastvieh  und  dem  übrigen 
Nutzvieh unterschieden werden. Die Kategorie Zugvieh ist jedoch in der modernen Landwirt-
schaft ohne Bedeutung. Ferner ist das Zuchtvieh nur als selbstständiger Zweig anzusehen, 
wenn die erzeugten Jungtiere überwiegend zum Verkauf bestimmt sind. So ist beispielsweise 
bei Überschreitung der VE-Staffel der gesamte Tierbestand gewerblich, wenn auf einem Be-
trieb die Ferkel für die Schweinmast aus der eigenen Zuchtsauenhaltung stammen. Der Vieh-
bestand in VE ergibt sich bei Kühen, Sauen und Hühner aus dem Durchschnittsbestand, bei 
Mastrindern, Mastschweinen und Masthähnchen aus der Jahreserzeugung (ENGEL 1998: 97). 
Die Überschreitung der VE-Staffel muss mindestens drei Jahre nachgewiesen werden, bevor 
die Tierhaltung als Gewerbe einzustufen ist. Abweichend hiervon ist bei einem Stallneubau 
davon auszugehen, dass die VE-Staffel nachhaltig überschritten wird, so dass dies die soforti-
ge Gewerblichkeit zur Folge hat (MOSER 1998). Aufgrund der aktuellen Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs unterstellt das Finanzamt eine nachhaltige Überschreitung bei Übertretung 
der Vieheinheitengrenze um mehr als 10 %. Die Folge ist eine übergangslose Einstufung der 
Tierhaltung als Gewerbe (BROSTHAUS 2009: 38). 
2.4  Aktualisierung der Futterbedarfsnormen 
Der derzeit zur Anwendung kommende VE-Schlüssel gibt den aktuellen Futterbedarf der ein-
zelnen Tierarten nicht mehr exakt wieder. Dagegen werden die Futterbedarfsrelationen nach 
dem aktuellem Leistungsbedarf der einzelnen Tiere in dem von SCHULZE MÖNKING (2010: 
144-149) überarbeiteten VE-Schlüssel berücksichtigt. Die Kennzahlen für die Tierarten ge-
mäß Einkommensteuerrichtlinie R 13.2, BECKER (1988) und SCHULZE MÖNKING (2010) sind 
im Anhang in Tabelle 8 und Tabelle 9 veranschaulicht. Tabelle 8 zeigt die Tierarten, welche 
nach dem Durchschnittsbestand bewertet werden, Tabelle 9 diejenigen, welche nach den er-
zeugten Stückzahlen bewertet  werden. Auffällig sind die im Vergleich zum VE-Schlüssel 
gemäß BEWG überwiegend sinkenden VE-Koeffizienten. Diese sind auf den weniger stark 
gestiegenen Futterbedarf der meisten Tierarten im Vergleich zur Milchkuh zurückzuführen.  
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Im VE-Schlüssel von 1963 wurde zudem der Futterbedarf der Milchkuh um über 40 % zu 
niedrig angesetzt (ENGEL 1998: 119). 
Die in Tabelle 8 und Tabelle 9 berechneten Kennzahlen führen bei einer unveränderten VE-
Staffel zu einer erheblichen Erhöhung des für eine landwirtschaftliche Tierhaltung zulässigen 
VE-Besatzes. Abbildung 2 gibt die zulässige Anzahl an Schweinen aus eigen erzeugten Fer-
keln gemäß BEWG und nach SCHULZE MÖNKING (2010: 148) an. Bei Anwendung eines neuen 
VE-Schlüssels ohne Anpassung der VE-Staffel resultieren sehr hohe zulässige VE-Besätze.  










0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 130 140
Schweine/Jahr
Hektar
VE nach Schulze Mönking
VE nach BewG
Quelle: Eigene Berechnung gemäß § 51 Abs. 1a BEWG; Anlage 1 BEWG; SCHULZE MÖNKING 
2010: 148 
Dem Vorschlag von SCHULZE MÖNKING (2010: 152) folgend, die auf den selbst bewirtschafte-
ten  Flächen  erzeugbare  Futtermenge  weiterhin  als  Maßstab  festzulegen,  führt  bei  einem 
durchschnittlichen Flächenertrag von 65 bis 70 dt GE (BMELV 2009: 151) und dem Futter-
bedarf von 57 dt GE einer Milchkuh als Normtier zu einem maximal möglichen Viehbesatz 
von 1,14 bis 1,23 VE/ha. Wird – wie bei der bisherigen Regelung – der Zukauf von zusätzlich 
derselben  Menge  an  Futter  zugelassen,  resultiert  ein  maximaler  Viehbesatz  von  knapp 
2,5 VE/ha., der somit weit unter dem im Jahr 1964 festgelegten Wert von 4 VE/ha liegt. Die-
ser Unterschied resultiert aus dem Umstand, dass eine Kuh nach dem alten Berechnungssys-
tem  bereits  34,3 GE  anstelle  der  angenommenen  20 GE/Jahr  konsumierte  und  ein  durch-
schnittlicher Hektarertrag von 40 GE/Jahr unterstellt wurde (ENGEL 1998: 119). Die Differenz 
der zulässigen VE-Bestände nach der VE-Staffel gemäß § 51 Abs. 1a BEWG und nach dem  
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Verhältnis Futterertrag zu Futterbedarf gemäß SCHULZE MÖNKING (2010) ist in Abbildung 3 
veranschaulicht. Bei einer betrieblichen Flächenausstattung von weniger als 390 ha LF wird 
demzufolge durch das bisherige System ein höherer Viehbesatz erlaubt als er aus der Einhal-
tung eines ausgewogenen Verhältnisses von Futterertrag und Futterbedarf der Tiere resultie-
ren würde. Hingegen dürfen in Betrieben mit mehr als 390 ha LF zurzeit weniger VE gehalten 
werden, als es aus Sicht der Futterversorgung möglich wäre. 
Abbildung 3: Gegenüberstellung der zulässigen VE-Bestände nach der VE-Staffel gemäß § 51 Abs. 1a 



































































Verhältnis Futterertrag zu 
Futteraufwand
Quelle: SCHULZE MÖNKING 2010: 153 
3.  Steuerliche Regelungen in ausgewählten Ländern 
Die meisten Länder behandeln Einkünfte aus landwirtschaftlicher Tätigkeit grundsätzlich wie 
Einkünfte aus Gewerbe. Dabei bestehen im Rahmen der gewerblichen Gewinnermittlung z.B. 
in Kanada und in Großbritannien einige Sonder- und Detailregelungen für Landwirte. In man-
chen Punkten ähnelt die durch einige Länder vorgenommene Abgrenzung zwischen Land-
wirtschaft und Gewerbe der Abgrenzung des § 13 ESTG in Deutschland. In Kanada z.B. ist 
ein gewisser Beitrag des Betriebes zur Aufzucht der Tiere, der anhand der Verweildauer der 
Tiere im Betrieb beurteilt wird, Voraussetzung für die Einstufung der Tierhaltung als Land-
wirtschaft. In Frankreich, Spanien und den USA zählt die Tierhaltung stets zu den landwirt-
schaftlichen Tätigkeiten. Werden hingegen  Landwirte grundsätzlich wie Gewerbetreibende  
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behandelt, wird bei Sonderregelungen oftmals der Bezug zum Boden hergestellt (PARSCHE et 
al. 2004: 7). 
In den von PARSCHE et al. (2004) untersuchten Ländern berücksichtigen neben Deutschland 
nur Italien, Frankreich und Österreich die Einkünfte aus Landwirtschaft als eigene Einkunfts-
art. Bei der Zucht und Haltung von Tieren wird zur Abgrenzung vom Gewerbe überwiegend 
die Herkunft der Futtermittel herangezogen. In Italien muss z.B. ein Viertel der benötigten 
Futtermittel auf eigenem Boden erzeugt werden können. In Österreich wird die Abgrenzung, 
wie in Kapitel 2.3 für Deutschland beschrieben, ebenfalls mit Hilfe einer VE-Staffel erreicht 
(PARSCHE et al. 2004: 7 ff.).  
3.1  Österreich 
Im österreichischen Steuerrecht besitzt der VE-Schlüssel eine ähnliche Bedeutung wie im 
deutschen Steuerrecht. Er findet maßgeblich im Bewertungsrecht, beim Feststellen der Ein-
heitswerte und bei der steuerlichen Abgrenzung zwischen landwirtschaftlicher und gewerbli-
cher Tierhaltung Anwendung. Das Budgetbegleitgesetz von 2001 (BUNDESGESETZBLATT Nr. 
142/2000) setzte letztmals den VE-Schlüssel fest, welcher aktuellere Produktionsziele wie 
z.B. variierende Mastendgewichte und den dafür erforderlichen energetischen Futterbedarf 
berücksichtigt (BUNDESANSTALT FÜR BERGBAUERNFRAGEN 2010). 
Der VE-Schlüssel gemäß § 30 Abs. 7 BEWG (ÖSTERR.) ist in Tabelle 6 im Anhang verdeut-
licht. Von Seiten der Beratung wurde auf eine Begrenzung der Änderungen auf den Rinder- 
und Milchbereich Wert gelegt (STAFFL und HEIM 2001). Diese Forderung führte zu einer aus-
schließlichen  Veränderung  der  Kennzahlen  für  Rinder,  bei  denen  die  bisherigen  Faktoren 
Gewicht und Alter um den Faktor Milchleistung ergänzt wurden. Es ist jedoch zu berücksich-
tigen, dass die Zuschläge wegen hoher Milchleistung im Vergleich zu den übrigen Kennzah-
len hoch angesetzt wurden. Dadurch hatten mit Blick auf die steuerrechtliche Einordnung nur 
wenige Betriebe Auswirkungen im Vergleich zur Situation ohne diese Anpassung zu erwarten 
(HEIM 2008). Für die steuerliche Abgrenzung dient die folgende VE-Staffel gemäß § 30 Abs. 
5 BEWG (ÖSTERR.): 
für die ersten 10 ha    max. 8 VE/ha, 
für die nächsten 10ha   max. 6 VE/ha, 
für die nächsten 10 ha    max. 4 VE/ha, 
für die nächsten 10 ha    max. 3 VE/ha, 
für die nächsten 10 ha    max. 2 VE/ha  
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für Fläche > 50 ha    max. 1,5 VE/ha: 
Wird die VE-Staffel nachhaltig überschritten, so ist der gesamte Tierbestand als gewerblicher 
Betrieb einzustufen. Für die Ermittlung der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist die gesamte 
bewirtschaftete Fläche des jeweiligen Betriebes maßgebend; gepachtete Flächen sind einzu-
beziehen und verpachtete auszuschließen (BUNDESKANZLERAMT 1999: 38). 
Die letzte Hauptfeststellung erfolgte in Österreich zum 1. Januar 1988. Durch das Budgetbe-
gleitgesetz wurde festgesetzt, dass die Einheitswerte von 1988 des land- und forstwirtschaftli-
chen Vermögens ohne Anpassungen bis heute gelten. Jedoch kann es zu einer Änderung der 
Einheitswerte  kommen,  wenn  auf  Veranlassung  der  Finanzbehörde  oder  des  betroffenen 
Landwirts eine Fortschreibung oder Nachfeststellung vorgenommen wird. Diese Veränderun-
gen werden im Einheitswert nur dann wirksam, wenn die Abweichung des Einheitswertes 
entweder mehr als ein Zwanzigstel (mindestens 2.000 Schilling) oder aber mehr als 50.000 
Schilling betragen
1. Die nächste Hauptfeststellung  war auf den 1.1.2010 festgesetzt ( NEW 
MEDIA ONLINE 2010; STAFFL und HEIM 2001). 
In Abbildung 4 wird der Unterschied zwischen der deutschen und der österreichischen VE-
Staffel sichtbar. Die Differenz resultiert aus dem höheren zulässigen VE-Besatz auf den ersten 
100 ha LF in Deutschland.  














Quelle: Eigene Berechnung gemäß § 51 Abs. 1a BEWG; § 30 Abs. 5 BEWG (ÖSTERR.) 
                                                 
 
1 Die Angabe der österreichischen Einheitswerte in Schilling erfolgt analog zur Angabe der deutschen Einheits-




Die zulässigen Anzahlen an Tieren weichen von den zulässigen VE-Besätzen ab (Abbildung 
5). Diese Differenz ist auf die unterschiedlichen Bewertungen einzelner Tierkategorien durch 
die im deutschen und österreichischen Bewertungsgesetz implementierten VE-Schlüssel zu-
rückzuführen. In Deutschland z.B. kann ein landwirtschaftlicher Betrieb mit einer Fläche von 
41 bis 159 ha mehr Mastschweine aus eigen erzeugten Ferkeln pro ha halten als in Österreich. 
Ein Betrieb in Deutschland mit weniger als 41 ha bzw. mehr als 159 ha kann dagegen weniger 
Mastschweine als in Österreich halten.  













Quelle: Eigene Berechnungen gemäß § 51 Abs. 1a BEWG; Anlage 1 BewG; § 30 Abs. 5 
BEWG (ÖSTERR.); § 30 Abs. 7 BEWG (ÖSTERR.) 
3.2  Dänemark  
In Dänemark fallen Landwirte unter die Gruppe der Selbstständigen. Für sie gelten keine ge-
sonderten Steuervergünstigungen (PARSCHE und STEINHERR 1995: 9)
2. Allerdings wird seit 
2004 durch die Erhebung einer Steuer auf den mineralischen Phosphorgehalt in Futtermitteln 
durch den Gesetzgeber indiekt in den landwirts chaftlichen Sektor eingegriffen. Ziel di eser 
Steuer ist es, Anreize für eine Verringung des Nährstoffausstoßes der Nutztiere zu geben. Die 
Phosphorsteuer stellt somit indirekt eine Verbrauch ssteuer für landwirtschaftliche Betriebe 
dar. Im Gegensatz zu der üblichen Steuerbevorteilung der Landwirtschaft in anderen Ländern 
wird somit in Dänemark die Landwirtschaft steuerlich stärker belastet als andere Sektoren. 
                                                 
 
2 Zu dieser Gruppe gehören jedoch nur Einzelpersonen. Gehen Landwirte eine Gesellschaftsform ein, können sie 
Kraft  Rechtsform  anderen  Steuergesetzen  unterliegen.  Ein  großer  Teil  dieser  Gesellschaften  wird  „Anpart-
Gesellschaft“ genannt.  
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Die Vorgehensweise ist wie folgt: Die Futtermittelunternehmen müssen den Steuerbetrag an 
das jeweilige Finanzamt abführen. Der Steuersatz beträgt vier dänische Kronen (DKK) pro kg 
mineralischem Phosphor, wobei ein Euro 7,45 DKK entspricht. Die Futtermittelunternehmen 
fallen unter die Besteuerung, sofern sie den verwendeten Phosphor als Futtermittel verkaufen 
und der Phosphor nicht ausschließlich für den Bedarf von Haustieren bestimmt ist. Futtermit-
telunternehmen mit einer jährlichen Produktion von weniger als 1.250 kg unterliegen nicht 
der Steuer. Bei Tieren, die sowohl als Nutztiere als auch als Haustiere gehalten werden, wird 
nach der Größe der Verpackung unterschieden.  Ein  50 kg schwerer Sack  Kaninchenfutter 
würde z.B. dieser Steuer unterliegen. Diese Unterscheidung wird mit der Begründung getrof-
fen, dass die Ausscheidungen der Nutztiere bei großen verkauften Gebinden wieder auf die 
Felder ausgebracht werden, während dies bei kleinen Haustierbeständen allenfalls in vernach-
lässigbarem Umfang stattfindet. Die Unternehmen sind verpflichtet, die verarbeiteten Phos-
phormengen aus ihren Geschäftskonten belegen zu können. Sie müssen dem Finanzamt auf 
Verlangen sowohl Auskunft über den Verbleib der Ware geben als auch ihre Kunden benen-
nen. Unternehmen werden nach der Höhe ihrer Steuerlast veranlagt. Die Aufteilung ist wie 
folgt (TOLD SKAT 2005: 2 ff.): 
> 15 Mio. DKK  monatlich  
1 bis 15 Mio. DKK  quartalsweise 
< 1 Mio. DKK    halbjährlich.  
4.  Steuerrechtliche Konsequenzen und Unterschiede zwischen 
gewerblicher und landwirtschaftlicher Tierhaltung 
Im Folgenden werden die ökonomisch relevanten steuerrechtlichen Unterschiede zwischen 
der landwirtschaftlichen und der gewerblichen Tierhaltung dargestellt. Dabei wird auf die 
Objektsteuern Umsatzsteuer, Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie auf die Personensteuern 
Einkommensteuer und Lohnsteuer vertiefend eingegangen. Vereinfachend wird auf eine voll-
ständige und umfassende Darstellung der Steuergesetze und Steuerlastberechnungen verzich-
tet. Es werden nur die Aspekte herausgearbeitet, die der Verdeutlichung der Unterschiede 
zwischen gewerblicher und landwirtschaftlicher Tierhaltung dienen. 
4.1  Umsatzsteuer 
Die Umsatzsteuer wird auf alle steuerbaren und nicht steuerfreien Umsätze erhoben (§§ 1-3 
und §§ 4-9 UMSATZSTEUERGESETZ (USTG)). Die steuerpflichtigen Umsätze werden bei nicht  
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land- und forstwirtschaftlichen Betrieben mit dem normalen Steuersatz von 19 % oder dem 
ermäßigten Steuersatz von 7 % besteuert (§ 12 USTG).  
Für Land- und Forstwirte, die nach § 13 ESTG Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (LuF) 
erzielen, besteht  die Möglichkeit der Besteuerung des  Umsatzes  nach Durchschnittssätzen 
(§ 24 USTG). Bei dieser auch als Umsatzsteuerpauschalierung bezeichneten Variante ist der 
Steuersatz für landwirtschaftliche Erzeugnisse auf 10,7 % festgelegt; der Vorsteuerabzug ent-
fällt und die vereinnahmte Umsatzsteuer braucht nicht an das Finanzamt abgeführt zu werden. 
Aus dieser Regelung erwächst dem Landwirt ein Vorteil, wenn er in erheblichem Maße Um-
satzsteuer von seinen Abnehmern vereinnahmt, aber selbst nur wenig Vorsteuer an eigene 
Lieferanten entrichtet hat. 
Der Landwirt kann aber auch auf das Pauschalierungswahlrecht verzichten und für die Regel-
besteuerung optieren, die er dann 5 Jahre in Folge beibehalten muss (§ 24 USTG). Die um-
satzsteuerlichen  Unterschiede  zwischen  gewerblicher  und  landwirtschaftlicher  Tierhaltung 
hängen somit davon ab, ob der Landwirt von seinem Pauschalierungsrecht Gebrauch macht 
oder nicht. Dies wird in der Regel in Abhängigkeit davon entschieden, ob erhebliche Vorsteu-
erbeträge angefallen sind, z.B. im Zuge eines Stallneubaus, oder ob dies nicht der Fall ist. 
Anders als Landwirte habe gewerbliche Tierhalter kein Pauschalierungswahlrecht. Die aus 
einer Pauschalierung erwachsenden Vorteile können daher im Falle der Gewerblichkeit der 
Tierhaltung nicht genutzt werden. 
4.2  Grundsteuer 
Für die Ermittlung der Grundsteuer wird auf den Einheitswert des Grundbesitzes zurückge-
griffen. Der Einheitswert wird mit dem Steuermessbetrag und dem Hebesatz der Gemeinde 
multipliziert und ergibt die Grundsteuer. 
Für LuF-Vermögen wird der Einheitswert nach dem Ertragswertverfahren (§ 36 BEWG) be-
stimmt. Dabei kann durch Zurechnungen für vom Durchschnitt abweichende Viehhaltung ein 
höherer  Einheitswert  entstehen  (§ 41  Abs  1  BEWG).  Der  Einheitswert  des  gewerblichen 
Grundvermögens wird nach dem gemeinen Wert (§ 9 BEWG) berechnet; Zuschläge aufgrund 
starker Tierhaltung gibt es dabei nicht. Allerdings wird bei gewerblichen Grundvermögen der 
Wert von Gebäuden berücksichtigt, was meist zu höheren Einheitswerten bei geweblichen im 
Gegensatz zu landwirtschaftlichen Vermögen führt. Die LuF-Betriebe unterliegen der Grund-
steuer A mit  einer Steuermesszahl  von 6 von  Tausend (v.T.) (§ 14 GRUNDSTEUERGESETZ 
(GRSTG)). Gewerbebetriebe zahlen dagegen Grundsteuer B mit einer Steuermesszahl von 3,5 
v.T. (§ 15 GRSTG). Die Hebesätze der Gemeinde für Grundsteuer A und B und auch die Höhe  
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der Grundsteuerlast zwischen A und B unterscheiden sich in der Regel nur geringfügig. Es 
hängt daher von den Bedingungen des Einzelfalls ab, ob landwirtschaftliche oder gewerbliche 
Tierhalter mehr Grundsteuer zahlen (MOSER 2009a; MOSER 2009b).  
4.3  Gewerbesteuer  
Gewerbesteuerpflichtig sind gewerblich tätige Unternehmen. Sie definieren sich durch Selbst-
ständigkeit, Nachhaltigkeit der Betätigung, Gewinnerzielungsabsicht und Beteiligung am all-
gemeinen wirtschaftlichen Verkehr. Grundsätzlich ist die Ausübung von Land- und Forstwirt-
schaft, von Freien Berufen sowie von anderen selbstständigen Tätigkeiten (Abgrenzung zur 
privaten Vermögensverwaltung) nicht als Gewerbe anzusehen (§ 35 ESTG). Eine Ausnahme 
stellt die Ausübung einer gewerblichen Tierhaltung dar, welche gewerbesteuerpflichtig ist.  
Die Höhe der Gewerbesteuer wird in sechs Schritten ermittelt:  
1.  Feststellen des Gewinns des Gewerbebetriebs; 
2.  Durch Addition von Hinzurechnungen gemäß § 8 GEWSTG und Subtraktion von Kür-
zungen gemäß § 9 GEWSTG entsteht der maßgebende Gewerbeertrag;  
3.  Von diesem können Verluste aus Vorjahren abgezogen werden (§ 10a GEWSTG);  
4.  Bei natürlichen Personen und Personengesellschaften erfolgt ein Abzug des Freibetra-
ges  von  24.500 €  (3.900 €  bei  einem  wirtschaftlichen  Verein)  vom  Gewerbeertrag 
(§ 11 GEWSTG);  
5.  Durch Multiplizieren mit der Gewerbesteuermesszahl (3,5 %) ergibt sich der Gewer-
besteuermessbetrag;  
6.  Dieser multipliziert mit dem Hebesatz der Gemeinde (§ 11 GEWSTG) ergibt die Ge-
werbesteuerlast. 
Einkünfte aus Gewerbebetrieben sind zudem einkommensteuerpflichtig (siehe Kapitel 4.5). 
Demzufolge sind Einkünfte aus gewerblicher Tierhaltung sowohl gewerbe- als auch einkom-
mensteuerpflichtig. Dies kann zu stärkeren steuerlichen Belastungen der gewerblichen Tier-
haltung im Gegensatz zur landwirtschaftlichen Tierhaltung führen. Die Gewerbesteuer kann 
jedoch bei der Berechnung der Einkommensteuer angerechnet werden. Die Berechnung sieht 
vor, dass die Einkommensteuerlast um das 3,8-fache des Gewerbesteuermessbetrages gekürzt 
wird (§ 35 ESTG). Unter der Voraussetzung, dass Einkommensteuer in der Höhe der Gewer-
besteuer entrichtet wird und der Hebesatz der Gemeinde 380 % nicht übersteigt, stellt die 
Gewerbesteuer keine zusätzliche Steuerlast dar. Dementsprechend kann bei einem Hebesatz  
 
14 
von weniger als 380 % auch ein Vorteil durch die Gewerbesteuer entstehen. Ist die veran-
schlagte  Einkommensteuer  geringer  als  die  Gewerbesteuer  bzw.  liegt  der  Hebesatz  über 
380 %, ist der gewerbliche Betrieb dagegen einer höheren Steuerbelastung ausgesetzt. Die 
Hebesätze der Gemeinden in Deutschland schwanken zwischen 0 und 600 %; die Spitzenwer-
te werden eher in städtischen als in ländlichen Räumen erreicht (INDUSTRIE UND HANDELS-
KAMMER FÜR MÜNCHEN UND OBERBAYERN 2010: 7). 
4.4  Kraftfahrzeugsteuer 
Landwirtschaftliche Betriebe sind nach § 3 Nr. 7 des KRAFTFAHRZEUGSTEUERGESETZES von 
der Kraftfahrzeugsteuer ausgenommen. Gewerbetreibende, die Lohnarbeiten für LuF-Betriebe 
ausführen, sind ebenfalls von der Kraftfahrzeugsteuer befreit. Für Gewerbebetriebe, die LuF-
Arbeiten lediglich innerbetrieblich ausführen, entfällt die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung; dies 
gilt auch für gewerbliche Tierhalter. 
4.5  Einkommensteuer 
Bei der Ermittlung der Einkommensteuer werden Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
und aus dem Gewerbebetrieb grundsätzlich gleich behandelt. Eine Ausnahme stellen die Ver-
luste aus gewerblicher Tierhaltung dar. Sie dürfen nach § 15 Absatz 4 ESTG nicht mit anderen 
Einkünften ausgeglichen, allerdings vor- bzw. nachgetragen werden.  
4.6  Lohnsteuer 
Im Bereich der geringfügigen Beschäftigung gibt es für Land- und Forstwirte die Möglichkeit 
der pauschalen Lohnsteuerabführung in Höhe von 5 % (plus Solidaritätszuschlag) für kurzzei-
tig Beschäftigte und Aushilfskräfte, die typische LuF-Arbeiten ausüben und einige andere 
Voraussetzungen erfüllen (§ 40a Abs. 3 ESTG). Für gewerbliche Betriebe ist diese Lohnsteu-
ervergünstigung nicht vorgesehen. Sie können kurzzeitig Beschäftigte bzw. Aushilfskräfte nur 
über  so  genannte  400-Euro-Jobs  anstellen  und müssen  dabei  mindestens  2 %  Lohnsteuer, 
15 % Rentenversicherungs- sowie 13 % Krankenversicherungsbeitrag abführen, falls der ge-
ringfügig Beschäftigte nicht im Rahmen der Familienversicherung versichert ist. 
4.7  Weitere Unterschiede 
Im Unterschied zur landwirtschaftlichen Tierhaltung gehen der gewerblichen Tierhaltung ei-
nige Fördermöglichkeiten verloren. Beispielsweise profitieren Land- und Forstwirte von der 
Agrardieselvergütung, während Gewerbebetriebe von dieser Steuerentlastung nach ENERGIE-
STEUERGESETZ (§ 57) ausgeschlossen sind. Darüber hinaus wird bei anderen Fördermöglich-
keiten wie zum Beispiel dem Agrarinvestitionsförderprogramm in Niedersachsen und Bremen  
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vorausgesetzt, dass mindestens 50 % der Einkünfte land- und forstwirtschaftlicher Natur sind 
(INTERESSENGEMEINSCHAFT DER SCHWEINEHALTER DEUTSCHLANDS 2009). 
5.  Betriebliche Anpassungsoptionen zur Umgehung der ge-
werblichen Tierhaltung 
Im Folgenden werden zwei in der Praxis angewandte Gestaltungsmöglichkeiten dargestellt, 
die es dem Landwirt ermöglichen, trotz beschränkter Flächenausstattung landwirtschaftlich 
mehr Tiere zu halten als es die VE-Staffel für den Einzelbetrieb vorgibt.  
5.1  Betriebsteilungen 
Eine Möglichkeit zur Ausweitung des Tierbestandes ist die Teilung eines Betriebs in zwei 
(oder evtl. auch mehr) Betriebe. Hintergrund ist die degressive Staffelung der Vieheinheiten 
(§ 13 Abs. 1 ESTG), die vorsieht, dass flächenschwache Betriebe mehr Tiere je Flächeneinheit 
halten können als flächenstarke Betriebe (siehe Abbildung 1). Es müssen jedoch vielfältige 
Voraussetzungen erfüllt werden, damit der Betrieb geteilt werden darf. Sofern ein Landwirt 
als Einzelperson zwei Betriebe bewirtschaften möchte, müssen diese räumlich voneinander 
getrennt sein, damit eine Betriebsteilung von der Finanzverwaltung anerkannt wird. Wird ein 
Betrieb auf zwei oder mehrere Personen aufgeteilt, so ist die räumliche Trennung nicht zwin-
gend erforderlich. Wirtschaftsgüter und Arbeitskräfte sind den Betrieben jedoch klar zuzuord-
nen. Transaktionen jeglicher Art sind für die Betriebe einzeln zu erfassen und abzurechnen. 
Ein zweigeteilter Betrieb muss folglich wie zwei vollständig voneinander getrennte Betriebe 
behandelt werden und es müssen separate Bücher geführt werden, damit die Finanzverwal-
tung die Betriebsteilung anerkennt (MOSER 2009b). 
Neben der Vermeidung der Gewerblichkeit der Tierhaltung bringt die Aufteilung des Betrie-
bes auf mehrere Personen den potenziellen Vorteil mit sich, dass mehrere Einkommensteuer-
freibeträge  genutzt  werden können und der Einkommensteuerprogression  auf diese Weise 
entgegengewirkt wird. Darüber hinaus kann die Möglichkeit bestehen, dass ein „Teilbetrieb“ 
aus der Buchführungspflicht fällt und der Gewinn nach Durchschnittssätzen ermittelt wird 
(§ 13a ESTG). Betriebsteilungen verursachen allerdings durch die Notwendigkeit der strikten 
Trennung auch zusätzliche Kosten. Zu diesen zählen die Beiträge für die Alterskasse und die 
Krankenkasse sowie die zusätzlichen Buchführungskosten. 
5.2  Tierhaltungsgesellschaften 
Die zweite Möglichkeit, um die gewerbliche Tierhaltung zu umgehen, ist die Gründung einer 
Tierhaltungsgesellschaft  gemäß  § 51a  BEWG.  Diese  kann  die  Form  einer  Personengesell- 
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schaft,  einer  Genossenschaft  oder  eines  wirtschaftlichen  Vereins  annehmen.  In  der  Regel 
werden Tierhaltungsgesellschaften aber als Personengesellschaften, entweder als Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR) oder als Kommanditgesellschaft (KG), betrieben (MOSER 1998). 
Die KG bietet im Vergleich zur GbR den Vorteil, dass ein oder mehrere Gesellschafter als 
Kommanditisten auftreten und nur beschränkt mit dem eingelegten Kapital haften. Der oder 
die anderen nehmen Gesellschafter fungieren als Komplementäre, die unbeschränkt auch mit 
ihrem Privatvermögen haften. Alle Gesellschafter einer Tierhaltungsgesellschaft müssen fol-
gende vier Voraussetzungen erfüllen:  
1.  Sie müssen hauptberuflich Land- bzw. Forstwirt sein; 
2.  Sie müssen einen eigenen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften;  
3.  Sie müssen Landwirt im Sinne des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte 
sein und 
4.  die VE müssen (zumindest teilweise) auf die Gesellschaft übertragen werden (§ 51a 
Abs. 1.1 BEWG).  
Dabei sind die Gesellschafter verpflichtet, aktuelle Verzeichnisse über die freien VE in ihren 
Betrieben und die der Gesellschaft zu übertragenden VE zu führen (§ 51a Abs. 1.1 BEWG). 
Ferner dürfen die Betriebe der Gesellschafter nicht mehr als 40 km von der Produktionsstätte 
der Tierhaltungsgesellschaft entfernt sein. Die Gesellschaft selbst benötigt keine eigene Flä-
che für die Tierhaltung (§ 51a Abs. 2 BEWG), da freie VE der Gesellschafter auf die Gesell-
schaft übertragen werden. Die Tierhaltungsgesellschaft darf im Wirtschaftsjahr so viele VE 
halten bzw. erzeugen, wie die Summe der übertragenden VE im zu Grunde liegenden Wirt-
schaftsjahr. Die Summe der übertragenen VE darf nicht größer sein als die Anzahl der VE, die 
nach § 51 Abs. 1a BEWG auf der regelmäßig landwirtschaftlich genutzten Flächen der Gesell-
schafter oder Mitglieder, die wie ein Einzelbetrieb bewertet werden, zulässig sind (§ 51a Abs. 
2b BEWG). 
Zur Erläuterung des Konstrukts der Tierhaltungsgesellschaft werden im Folgenden zwei Bei-
spiele betrachtet. In beiden Beispielen wird eine Tierhaltungsgesellschaft von zwei Landwir-
ten gegründet, deren Betriebe jeweils eine landwirtschaftliche Fläche von 50 ha haben. Dies 
sind nach dem Vieheinheitenschlüssel 390 VE je Betrieb. Im ersten Beispiel hält Landwirt A 
Vieh und benötigt dafür 280 der 390 VE. Er überträgt der Gesellschaft 110 VE. Landwirt B 
hält kein Vieh und überträgt die gesamten 390 VE (siehe Tabelle 1).   
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Tabelle 1: Berechnungsbeispiel 1 zu § 51a BEWG (Tierhaltungsgesellschaft) 
Landwirt  LF in ha  VE  VE eigenbetriebl. genutzt  Freie VE 
A  50  390  280  110 
B  50  390  0  390 
Summe freie VE, die an die Gesellschaft übertragen werden:  500 
VE-Obergrenze bei 100 ha Gesamtfläche:  540 
Der Gesellschaft endgültig zur Verfügung stehende Vieheinheiten:  500 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Gesellschaft hat somit im ersten Beispiel 500 freie VE. Als Obergrenze dürften der Tier-
haltungsgesellschaft maximal 540 VE von insgesamt 100 ha zur Verfügung stehen. Daraus 
ergibt sich, dass alle 500 VE, die übertragen wurden, auch in der Gesellschaft genutzt werden 
dürfen. Anders sieht dies im Beispiel 2 aus: Hier hält keiner der beiden Landwirte eigene Tie-
re und alle 390 freien VE je Betrieb werden auf die Gesellschaft übertragen. Von diesen 
780 VE darf die § 51a-Gesellschaft aufgrund der Behandlung der Fläche als Einzelbetrieb nur 
540 VE erzeugen oder halten (siehe  
Tabelle 2). 
Tabelle 2: Berechnungsbeispiel 2 zu § 51a BEWG (Tierhaltungsgesellschaft) 
Landwirt  LF in ha  VE  VE eigenbetriebl. genutzt  Freie VE 
A  50  390  0  390 
B  50  390  0  390 
Summe freie VE, die an Gesellschaft übertragen werden:  780 
VE-Obergrenze bei 100 ha Gesamtfläche:  540 
Der Gesellschaft endgültig zur Verfügung stehende Vieheinheiten:  540 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Tierhaltungsgesellschaft stellt ein probates Mittel dar, um die gewerbliche Tierhaltung zu 
umgehen. Finden sich Landwirte, die sich eine Zusammenarbeit in der vorgestellten Weise 
vorstellen können, kann diese Form der Kooperation dazu dienen, den enormen Druck auf 
dem Pachtmarkt in Veredlungsregionen abzuschwächen und zugleich weitere Wachstums-
schritte zu realisieren (SCHULZE WESTERATH 2009: 20).  
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6.  Betriebswirtschaftliche Auswirkungen der Gewerblichkeit 
eines Beispielbetriebes 
Anhand eines Beispielbetriebes mit Ferkelerzeugung und Schweinemast sollen die betriebs-
wirtschaftlichen Unterschiede zwischen der landwirtschaftlichen und der gewerblichen Tier-
haltung illustriert werden. Die Daten beruhen auf Angaben eines real existierenden Betriebs, 
der weitgehend die typischen Verhältnisse tierhaltungsintensiver Betriebe widerspiegelt. Aus 
Datenschutzgründen wird der Name des Betriebs nicht genannt. 
6.1  Beschreibung des Beispielbetriebes  
Landwirt G bewirtschaftet 81 ha LF im Raum Weser-Ems. In der Fruchtfolge stehen Weizen, 
Gerste, Roggen und Mais. Neben der Feldwirtschaft betreibt er Schweinehaltung im geschlos-
senen System. Landwirt G hält 215 Sauen, davon sind 180 produktiv. Bei einer Leistung von 
23 Ferkeln/Sau und Jahr erreicht der Betrieb eine Jahresmenge von 4.140 Läufern mit einem 
Gewicht von ca. 28 kg. Mit den auf dem Betrieb vorhandenen 700 Mastplätzen werden jähr-
lich 2.000 Mastschweine gemästet. Landwirt G stellt die Überlegung an, zusätzlich 750 Mast-
plätze zu pachten, um die verbleibenden 2.140 Läufer selbst zu mästen.  
6.2  Berechnung der Vieheinheiten im Betrieb G 
Der Betrieb kann auf seiner Betriebsfläche 483 VE halten, ohne gewerblich zu werden. Es 
werden auf dem Betrieb die in Tabelle 3 dargestellten Tiere gehalten.  
Tabelle 3: Anzahl der Tiere auf Betrieb G 
Tiere nach dem Durchschnittsbestand:  VE/Stück  Stück  VE 
Kleinpferde  0,70  4  2,8 
Pferde  1,10  2  2,2 
Zuchtschweine (> 90 kg)  0,33  205  67,65 
Tiere nach ihrer Erzeugung:       
Schwere Ferkel (20-30 kg)  0,04  4.140  165,6 
Mastschweine ab etwa 20 kg  0,12  2.000  240 
Summe       478,25 
Quelle: Eigene Darstellung 
Für den Betrieb verbleiben 4,75 VE auf der restlichen freien Fläche von 1,58 ha. Bewirtschaf-
tet Landwirt G den Pachtstall mit 2.140 erzeugten Mastschweinen pro Jahr bei unveränderter 
Fläche, würde der gesamte Betrieb gewerblich werden. Die Teilung des 81 ha großen Betrie-
bes in drei einzelne Betriebe mit Abrechnung aller Transaktionen zwischen den Teilbetrieben  
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wie unter Fremden ist für den Landwirt G praktisch nicht umsetzbar und fällt deshalb als Ge-
staltungsoption  aus.  Ihm verbleiben damit  zwei  Gestaltungsmöglichkeiten, die verhindern, 
dass der gesamte Betrieb in die Gewerblichkeit übergeht:  
  dieAbgrenzung des zugepachteten Maststalls vom bisherigen Betrieb und die Bewirt-
schaftung des Maststalls im Gewerbe; 
  oder die Gründung einer Tierhaltungsgesellschaft gemäß § 51a BEWG für den zuge-
pachteten Maststall. 
6.3  Betriebswirtschaftliche Auswirkungen der Szenarien 
Landwirt G kalkuliert die Schweinemast im Pachtstall mit zwei unterschiedlichen Steuermo-
dellen: zum einen als Umsatzsteuer (USt) pauschalierendes LuF-Unternehmen in Form einer 
Tierhaltungsgesellschaft, zum anderen als eine gewerbliche Tierhaltung, die der Regelbesteu-
erung unterliegt. Die Tierhaltungsgesellschaft wird in Form einer KG zwischen den Landwir-
ten G und Z geführt. Landwirt G bringt als Komplementär seine freien VE ein. Landwirt Z hat 
einen 80 ha großen Marktfruchtbetrieb ohne Tierhaltung und bringt als Kommanditist 480 VE 
in die Gesellschaft ein. Die Tierhaltungsgesellschaft verfügt somit über 484,75 VE. Für den 
Pachtstall benötigt Landwirt G bei der oben genannten Ausnutzung 256,8 VE. Die beiden 
Landwirte einigen sich auf einen Betrag von 8 € je VE, den die KG an Landwirt Z zahlt. 
In Tabelle 4 ist die erweiterte Deckungsbeitragsrechnung für ein Mastschwein in dem Pacht-

















Ø-Schlachtpreis je kg 1,35
Ø-Schlachtgewicht in kg 93,00
2% Verluste kalkuliert v. halbfertigen Schwein 2,00
Marktleistung je Mastschwein  124,29 10,7 137,59 7,00 124,29 8,70
Abzüglich der variablen Kosten
Ferkel mit 28 kg von Landwirt G je Tier 46,00 10,7 50,92 10,70 46,00 4,92
Ausschlachtung in Prozent 79,00
Futterverwertung 1 zu 2,85
Lebendgewicht in kg 117,72
Futterbedarf in dt von 28 kg bis Schlachtung 2,56
Futterkosten je dt 18,00
Futterkosten  46,03 7,00 49,25 7,00 46,03 3,22
Tierarzt, Medikamente, Hygiene  2,20 19,00 2,62 19,00 2,20 0,42
Strom- und Heizkosten  2,00 19,00 2,38 19,00 2,00 0,38
Wasser 0,30 7,00 0,32 7,00 0,30 0,02
Tierseuchenkasse und Ertragsschadensvers. 0,80 0,80 0,80
Reparaturkosten 1,30 19,00 1,55 19,00 1,30 0,25
ø gebundenes Kapital 72,31 79,38 72,31
6 % Zinsansatz für Umlaufvermögen  1,52 1,67 1,52
Summe var. Kosten 100,15 109,50 100,15 0,00
DB je Mastschwein 24,15 28,09 24,15 0,00
Festkosten
Stallpacht und Fütterung (keine USt. Ausweisung) 7,00 7,00 7,00
Kosten für VE durch Kommanditist 0,96
Lohnansatz für Reinigung, Organisation… 5,00 5,00 5,00
Buchführungskosten 0,78 19 0,93 19,00 0,78 0,15




Differenz entspricht der Umsatzsteuerlast -0,66 -0,66
Gewinn je Mastschwein 11,37 14,20 12,03
Differenz landwirtschaftlicher Tierhaltung zu gewerblicher Tierhaltung je MS: 2,17 €
Differenz für gesamten Maststall pro Jahr: 4643,80 €
Tierhaltung luf Tierhaltung gewerblich 
Quelle: Eigene Berechnungen 
6.3.1  Vollkostenberechnung ohne Umsatzsteuer 
Die Spalte Netto enthält die Kosten und Erlöse, die in dem gepachteten Maststall anfallen, 
bevor die Umsatzsteuer aufgeschlagen wird. In der Spalte Tierhaltung gewerblich wird die 
Kalkulation mit Nettobeträgen durchgeführt und die Umsatzsteuerlast aus den Vorsteuerein-
nahmen abzüglich der Vorsteuerausgaben ermittelt. Diese wird dann bei der Gewinnberech-
nung berücksichtigt. Ausgehend von der Marktleistung von 124,29 € und der Summe der va-
riablen  Kosten  von  100,15 €  ergibt  sich  ein  Deckungsbeitrag  (DB)  pro  Mastschwein  von 
24,15 € bei gewerblicher Tierhaltung. Dieser Wert liegt im Durchschnitt der Richtwert-DB 
der letzten Jahre. Nach Abzug der Festkosten vom DB von 12,78 € bestehend aus der Stall-
pacht und Fütterung in Höhe von 7 €, dem Lohnansatz für Reinigung, Kontrolle und Organi-
sation in Höhe von 5 € und den Buchführungskosten in Höhe von 0,78 € bleibt der Gewinn. 
Der Gewinn beträgt 11,37 € pro Mastschwein in der gewerblichen Tierhaltung ohne Berück-
sichtigung der Umsatzsteuerlast.   
 
21 
6.3.2  Umsatzsteuerfreie Kosten 
Die Tierseuchenkasse und Ertragsschadensversicherung sind ebenso wie die Verpachtung des 
Stallgebäudes umsatzsteuerfrei. Bei einer Privatperson sind die Einnahmen für die Verpach-
tung von Betriebsvorrichtungen, beispielsweise die Fütterungsanlage, und der Lohn erst ab 
einem Umsatz von 17.500 € jährlich umsatzsteuerpflichtig. Da der Verpächter zugleich Fut-
termeister ist und in diesem Fall Kleinunternehmer, also weniger als 17.500 € umsetzt, bleibt 
der Betrag für Stallpacht und tägliche Stallarbeit umsatzsteuerfrei. 
6.3.3  Vollkostenberechnung unter Einbeziehung der Umsatzsteuer 
Bei der landwirtschaftlichen Tierhaltung wird die Berechnung mit Bruttobeträgen durchge-
führt, da es keine Vorsteuerabrechnung mit dem Finanzamt gibt (siehe Kapitel 4.1). Von der 
Marktleistung in Höhe von 137,59 € werden die variablen Kosten in Höhe von 109,50 € sub-
trahiert; daraus ergibt sich ein DB von 28,09 €. Die Festkosten bei der landwirtschaftlichen 
Tierhaltung erhöhen sich um 0,96 €, die Landwirt G für die Übertragung der VE an den 
Kommanditisten zahlt. Nach Abzug der Festkosten in Höhe von 12,78 € errechnet sich ein 
Gewinn von 14,20 € pro Mastschwein in der landwirtschaftlichen Tierhaltung. 
Bei der Regelbesteuerung im Gewerbe wird die gezahlte USt vom Finanzamt rückerstattet 
und eingenommene USt an das Finanzamt abgeführt. In der Kalkulation zahlt Landwirt G 
9,36 € USt und erhält 8,70 € USt. Er bekommt somit 9,36 € rückerstattet und führt 8,70 € ab. 
Durch  diese  USt-Abrechnung  mit  dem  Finanzamt  erhöht  sich  der  Gewinn  um  0,66 €  auf 
12,03 €.  
Insgesamt hat die landwirtschaftliche Tierhaltung pro Mastschwein bei Berücksichtigung der 
Kosten für die zu übertragende VE einen um 2,17 € und bei Nichtberücksichtigung der Kos-
ten einen um 3,14 € höheren Gewinn als die gewerbliche Tierhaltung. Multipliziert mit dem 
jährlichen Umfang von 2.140 Tieren ergibt sich ein Vorteil der landwirtschaftlichen Tierhal-
tung in Höhe von 4.643,80 € bzw. 6719,60 €. Ausschlaggebend dafür ist die Ertragsseite bei 
landwirtschaftlicher Tierhaltung, da auf den Schlachterlös 10,7 % USt gezahlt werden, die 
nicht abzuführen sind. Die gewerbliche Tierhaltung hat hier den Nachteil, dass bei ihr die 
Umsatzsteuer in Höhe von 7 % abzuführen ist. Auf der Kostenseite holt das Gewerbe auf, 
weil gezahlte Umsatzsteuer dem Betrieb rückerstattet wird, dem pauschalierenden Landwirt 
dagegen nicht.  
Aus den oben angestellten Berechnungen folgt, dass die maximale Zahlungsbereitschaft für 
eine Vieheinheit aus der Summe der Gewinndifferenz von LuF-Tierhaltung und gewerblicher 
Tierhaltung und den bereits gezahlten 0,96 € für die VE-Übertragung des Kommanditisten,  
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multipliziert mit 8,33 (Mastschweine pro Vieheinheit), resultieren. Die maximale Zahlungs-
bereitschaft für eine VE beträgt 26,17 € für Landwirt G. 
6.3.4  Weitere Unterschiede zwischen landwirtschaftlicher und gewerblicher Tierhal-
tung 
Die Gewerbesteuer wird auf die Einkommensteuerlast des Unternehmers angerechnet. Der 
anrechenbare Betrag ergibt sich aus dem Gewerbesteuermessbetrag multipliziert mit 3,8 (sie-
he Kapitel 4.3). Der Hebesatz in der Gemeinde des Beispielbetriebs ist auf 360 % festgelegt. 
Nachstehende Berechnung verdeutlicht die Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkom-
mensteuer (Tabelle 5).  
Tabelle 5: Berechnung der Gewerbesteuerlast im Beispielbetrieb 
Gewerbeertrag    50.500 € 
Abzüglich Freibetrag für Lohn Geschäftsführer    24.500 € 
Korrigierter Steuerertrag    26.000 € 
Steuermessbetrag (korrigierter Steuerertrag × Steuermesszahl)    910 € 
Gewerbesteuer (Steuermessbetrag × Hebesatz (360 %))    3.276 € 
Anrechnung (Steuermessbetrag × 3,8)    3.458 € 
Tatsächliche Belastung    -182 € 
Quelle: Eigene Darstellung  
Aus Tabelle 5 wird ersichtlich, dass für den Unternehmer kein Nachteil aus der Gewerbesteu-
erlast entsteht. In dem betrachteten Beispiel würde die Anrechnung der Gewerbesteuer auf die 
Einkommensteuer zu einer Reduzierung der gesamten Steuerschuld in Höhe von 182 € füh-
ren. 
Die Grundsteuer B ist erst nach der Feststellung des Einheitswertes zu ermitteln. Da dieser für 
den  Pachtstall  noch  nicht  festfgelegt  wurde,  kann  keine  detaillierte  Berechnung  erfolgen. 
Nach MOSER (2009b) stellen in der Regel weder die Grundsteuer B noch die Gewerbesteuer 
nennenswerte Entscheidungskriterien für die Wahl zwischen einer landwirtschaftlichen und 
einer gewerblichen Tierhaltung dar. Diese Annahme konnte zumindest für die Gewerbesteuer 
mit der Beispielrechnung untermauert werden. 
Die Kraftfahrzeugsteuer für land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die ein Gewerbebe-
trieb zu zahlen hat, entfällt für den Beispielbetrieb, da für die Betreibung des Maststalles kei-
ne Zugmaschinen benötigt werden. Ein Nachteil ergibt sich aus der verwehrten Agrardiesel-
vergütung für den Gewerbetreibenden. Da für den Betrieb des Schweinemaststalls allerdings  
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nur sehr wenig Dieselkraftstoff benötigt wird, fällt dieser Nachteil nicht stark ins Gewicht. 
Des Weiteren kann die gewerbliche Tierhaltung nicht in den Genuss der Agrarinvestitionsför-
derung kommen. Da der Stall jedoch gepachtet ist, fällt auch dieses Argument nicht ins Ge-
wicht. Einen entscheidenden Unterschied kann der in Kapitel 4.5 aufgeführte fehlende Ver-
lustausgleich zwischen Verlusten aus Gewerbe und Gewinnen aus land- und forstwirtschaftli-
chen Einkünften darstellen. Da im Beispielbetrieb im betrachteten Wirtschaftsjahr jedoch ein 
Gewinn anfiel, ist diese Einschränkung nicht von Nachteil. 
7.  Fazit 
Der bereits bei seiner Entstehung verzerrte VE-Schlüssel im deutschen Steuerrecht sowie die 
seit über 40 Jahren im VE-Schlüssel nicht berücksichtigten veränderten Futterbedarfsrelatio-
nen bieten eine breite Angriffsfläche für teilweise begründete Kritik an dem bestehenden VE-
Schlüssel (WRANKMORE 2010: 133). Die Anwendung eines nach aktuellen Futterbedarfsrela-
tionen berechneten VE-Schlüssels hätte zur Folge, dass insbesondere bei Masttieren ein höhe-
rer Viehbesatz in der landwirtschaftlichen Tierhaltung zulässig wäre. Politische Ziele spre-
chen dafür, mit einer Veränderung des VE-Schlüssels ebenfalls eine den Umweltschutzzielen 
entsprechende VE-Staffel anzuwenden. Allerdings müsste wegen des Einflusses der VE auf 
die Einheitsbewertung eine neue Hauptfeststellung mit der Veränderung des VE-Schlüssels 
einhergehen. Wegen der hohen Kosten einer Hauptfeststellung ist die Anpassung des VE-
Schlüssels im Steuerrecht daher in naher Zukunft nicht zu erwarten. 
Die Kritik an einer zu starken Benachteiligung bestimmter Tierarten durch den VE-Schlüssel 
kann durch die Gestaltung der VE-Staffel teilweise entkräftet werden. Ihre großzügige Ausge-
staltung führt dazu, dass landwirtschaftlich Vieh haltende Betriebe in Deutschland im Ver-
gleich beispielsweise zu österreichischen Betrieben in Bezug auf den zulässigen Viehbesatz 
keine nennenswerten Nachteile haben. In Dänemark werden Landwirte dagegen grundsätzlich 
wie andere Steuerpflichtige behandelt. Der Gesetzgeber belastet hier - entgegen der weit ver-
breiteten steuerrechtlichen Begünstigung der Landwirtschaft - mit einer Besteuerung des Ein-
satzes von Phosphor in Futtermitteln bei Futtermittelproduzenten indirekt den landwirtschaft-
lichen Sektor. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Sonderstellung der Landwirtschaft im 
deutschen Steuerecht ausgeprägter als in den meisten anderen westeuropäischen Ländern ist. 
Der Wechsel von der landwirtschaftlichen zur gewerblichen Tierhaltung kann für Betriebe in 
Deutschland weit reichende Konsequenzen bedeuten, da zahlreiche Gesetze und Verordnun-
gen auf die jeweilige Einkunftsart Bezug nehmen. Der wesentliche Unterschied resultiert aus 
der differierenden Umsatzbesteuerung landwirtschaftlicher und gewerblicher Unternehmen.  
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In der Beispielkalkulation ergibt sich durch Berücksichtigung der Umsatzsteuer ein Vorteil 
der  landwirtschaftlichen  gegenüber  der  gewerblichen  Tierhaltung  von  3,14 €  pro  Mast-
schwein. Bezogen auf die unterstellte Jahresproduktion von 2.140 Mastschweinen im betrach-
teten Stall beläuft sich die Differenz auf 6.719,60 €. 
Um den Tatbestand der Gewerblichkeit zu umgehen, nehmen Landwirte Betriebsteilungen 
vor, um die degressive VE-Staffel ausnutzen zu können. Eine weitere Möglichkeit stellt die 
vom Gesetzgeber zugelassene Gründung von Tierhaltungsgesellschaften dar, in die nicht ge-
nutzte VE von Gesellschaftern eingebracht werden können (JACKENKROLL 2009). Die maxi-
male Zahlungsbereitschaft für eine übertragbare VE ergibt sich aus der Division der Gewinn-
differenz pro fertig gestelltem Tier zwischen landwirtschaftlicher und gewerblicher Tierhal-
tung und dem entsprechenden VE-Umrechnungskoeffzienten. Daraus ergibt sich für den be-
trachteten  Beispielbetrieb  eine  maximale  Zahlungsbereitschaft  für  eine  übertragbare  VE-
Mastschwein in Höhe von 26,17 €. Bei einem durchschnittlich zu unterstellendem Preis von 
8 € pro übertragbare VE zeigt sich, dass die Tierhaltungsgesellschaften ein geeignetes Instru-
ment darstellen, um die aus der Gewerblichkeit resultierenden Nachteile abzuschwächen. 
Grundsätzlich gewinnt die gewerbliche Tierhaltung in Bezug auf die Umsatzbesteuerung an 
relativer Vorzüglichkeit, wenn bei mehr Kostenpunkten eine Umsatzsteuer ausgewiesen wer-
den kann. Werden z.B. weitere Dienstleistungen eingekauft, fällt sowohl bei landwirtschaftli-
cher als auch gewerblicher Tierhaltung ein Umsatzsteuersatz von 19 % an. Diese sind jedoch 
bei der gewerblichen im Gegensatz zur landwirtschaftlichen Tierhaltung gewinnneutral. Zu-
dem stellt die Gewerbesteuer vor allem seit der Anhebung des auf die Einkommensteuer anre-
chenbaren 3,8fachen Messbetrages kein nennenswertes Hindernis dar, um in die gewerbliche 
Tierhaltung einzusteigen. Allerdings kann bei Gewinnverlusten aus der gewerblichen Tierhal-
tung der Wegfall des Verlustausgleichs mit landwirtschaftlichen Einkünften zu Nachteilen 
führen. 
Es bleibt festzuhalten, dass ohne individuelle Analyse der Kosten- und Leistungsstruktur kei-
ne pauschale Aussage über die Vorteilhaftigkeit der landwirtschaftlichen im Vergleich zur 
gewerblichen Tierhaltung getroffen werden kann. Das weiterhin große Interesse der Land-
wirtschaft an den steuerrechtlichen Regelungen in Bezug auf den VE-Schlüssel verdeutlicht 
jedoch, dass trotz in der Vergangenheit tendenziell abnehmender Vorteile der landwirtschaft-
lichen gegenüber der gewerblichen Tierhaltung das Thema weiterhin aktuell ist (BROSTHAUS 
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Tabelle 6: Österreichischer VE-Schlüssel gemäß § 30 Abs. 7 Bewertungsgesetz 
Pferde: 
Fohlen, Jungpferde bis ein Jahr  0,35 VE 
Jungpferde ein bis drei Jahre, Kleinpferde  0,6 VE 
andere Pferde über drei Jahre  0,8 VE 
Rinder: 
Rinder bis sechs Monate  0,3 VE 
Rinder sechs Monate bis ein Jahr  0,55 VE 
Rinder ein bis zwei Jahre  0,8 VE 
Rinder über zwei Jahre 1,0 VE  1,0 VE 
Je 1000 Kilogramm erzeugte Milch sind 0,05 VE hinzuzurechnen. 
Schafe und Ziegen: 
Lämmer und Kitze bis sechs Monate  0,05 VE 
Schafe und Ziegen über sechs Monate  0,1 VE 
Schweine:   
Ferkel (10 bis 30 kg)  0,01 VE 
Mastschweine aus zugekauften Ferkeln.  0,09 VE 
Mastschweine aus eigenen Ferkeln  0,1 VE 
Jungsauen, Jungeber  0,1 VE 
Zuchtsauen, Zuchteber  0,3 VE 
Hühner: 
Junghennen  0,002 VE 
Legehennen aus zugekauften Junghennen  0,013 VE 
Jungmasthühner  0,001 VE 
Übriges Geflügel: 
Mastenten  0,003 VE 
Mastgänse  0,006 VE 
Mastputen  0,009 VE 
Kaninchen: 
Zucht- und Angorakaninchen  0,034 VE 
Mastkaninchen  0,002 VE 
Damtiere: 
Damtiere  0,09 VE 
Quelle: eigene Darstellung nach ÖSTERREICHISCHEM BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
2010 (§ 30 Abs. 7 BEWERTUNGSGESETZ)  
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Tabelle 7: Gruppen der Zweige des Tierbestandes nach der Flächenabhängigkeit 























Quelle: WESCHE 2004: 12 
 
Tabelle 8: VE-Schlüssel für nach jährlichem Durchschnittsbestand zu bewertende Tierarten 














Pferde, < 3 Jahre und Kleinpferde  0,7  0,43  0,35 










Milchkuh  1,0  1,0  1,0 
Mutterkuh  1,0
 a  0,67
 b  0,58
 b 
Zuchtbullen, Zugochsen  1,2  0,76  0,54 
Kälber, Jungvieh < 1Jahr  0,3  0,3  0,16 
Jungvieh, 1 – 2 Jahre  0,7  0,45  0,36 
Färsen, > 2 Jahre  1,0  0,7  0,36 







  Schafe, < 1 Jahr   0,05  0,09  0,06 
Mutterschaf  0,1  0,12  0,09 
Ziegen  0,08    0,14 









  Legehennen, einschl. einer normalen 
Aufzucht zur Bestandsergänzung 
0,02  -  - 
Legehennen aus zugekauften Junghen-
nen 
0,0183  0,01  0,009 
Zuchtputen, -enten, -gänse  0,04  -  0,025 
Zucht-, Angorakaninchen  0,025  -  0,019 
a mit Kälbern; b ohne Kälber 
Quelle: SCHULZE MÖNKING 2010: 146  
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Tabelle 9: VE-Schlüssel für nach erzeugter Stückzahl zu bewertende Tierarten 

















leichte Ferkel, < 12 kg LM  0,01  -  0,0014 
Ferkel, 12 – 20 kg LM  0,02  0,007  0,004 
schwere Ferkel, 20 – 30 kg LM  0,04  0,011  0,0064 
Läufer, 30 – 45 kg  0,06  0,02  0,0125 
schwere Läufer, 45 – 60 kg LM  0,08  0,049  0,0193 
Mastschweine, aus eigenen F.  0,16  0,074  0,0532 










Jungmasthühner, - 6 Durchgänge/Jahr  0,0017  0,0008  0,0004 
Jungmasthühner, > 6 Durchgänge/Jahr  0,0013  -  0,00035 
Junghennen  0,0017  0,002  0,0014 
Mastputen, aus eigenen Jungputen  0,0067  -  - 
Mastputen, aus zugekaufen Jungputen  0,005  0,009  0,009 
Mastenten  0,0033  0,009  0,001 
Mastgänse  0,0067  0,009  0,005 
Mastlämmer  0,05  0,026  0,025 
Mastkaninchen  0,0025  -  0,00087 
a bis 90 kg LM; 
b bis 120 kg LM; 
c bis 118 kg LM 
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